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Ich bin keine
zweite Frau
Honecker
Bei der Neufassung des Paragraphen 218 will die Frauen-
und Jugendministerin Angela Merkel (CDU) weg von
Schwarzweißmalerei. Für ihr Modell zwischen Fristen- und
Indikationenlösung hat sie „noch keinen Namen". Die
Frau soll aber selbst entscheiden können.
VON HELGA LUKOSCHAT UND TINA STADLMAYER

taz: Das umstrittenste frauenpoliti-
sche Thema ist zur Zeit die Neufas-
sung des Paragraph 218. Sie haben
als Frauenministerin immerhin die
Mitfederführung. Wie wollen Sie
sich einmischen ?
Angela Merkel: Der Paragraph 218
gehört in das Strafgesetzbuch und
deshalb ist der Justizminister feder-
führend. Als Frauenministerin steht
mir jedoch nach der Geschäftsord-
nung der Bundesregierung ein Betei-
ligungsrecht in allen Belangen zu,
die frauenpolitisch besonders rele-
vant sind. Dies ist beim Paragraphen
218 unstrittig der Fall. Das heißt, ich
bin in jedem Fall zu beteiligen und
kann an Frauen besonders betreffen-
den Gesetzgebungsvorhaben mitar-
beiten.

Aber Sie haben kein Vetorecht?
Das habe ich nicht. Im Falle des

Paragraphen 218 rechne ich aber
auch nicht mit einem Regierungsent-
wurf, sondern mit Entwürfen aus der
Mitte des Parlaments.

Das sieht die Familienministerin
Hannelore Rönsch aber anders. Sie
kündigte einen Regierungsentwurf
für Ende des Jahres an.

Zur Verbesserung des Schutzes
des ungeborenen Lebens gehören
auch eine Reihe von Maßnahmen zur
Hilfe und Beratung von Frauen in
Konfliktsituationen. Hierzu rechne
ich sehr wohl mit entsprechenden
Gesetzgebungsmaßnahmen der Bun-
desregierung.

Und wie sieht Ihre Meinung als
Frauenministerin aus?

Mein Ziel ist, die Zahl der
Schwangerschaftsabbrüche deutlich
zu senken. Wir haben gesehen, daß
das mit Strafandrohung nicht zu er-
reichen ist. Die Gesellschaft ist viel-

mehrverpflichtet, Frauen das Ja zum
Kind zu erleichtern. Dafür müssen
wir die Voraussetzungen schaffen.
Letztendlich muß die Frau selbst ent-
scheiden: will ich das Kind haben
oder nicht.

Unterstützen Sie damit den FDP-
Entwurf, der die Abtreibung in den
ersten drei Monaten straffrei stellt?

Nein, so einfach kann ich den
nicht unterstützen. Darin fehlt mir
die Aussage, daß der Schwanger-
schaftsabbruch ein äußerstes Mittel
ist, um mit einer Konfliktsituation
fertigzuwerden, und kein normales
Mittel der Familienplanung.

Wollen Sie einen Zwang zur Be-
ratungvorschreiben?

Ich nenne es lieber Verpflichtung;
und ich stehe zu dieser Verpflich-
tung, weil ich selber weiß, daß man
manchen Auseinandersetzungen in-
nerlich aus dem Wege geht. Die Be-
ratung soll ja keinen moralischen
Druck auf die Frauen ausüben. Es
sollte eine Beratung sein, in der sich
die Frau, wenn sie in dieser Konflikt-
situation ist, über die ihr zustehenden
Hilfen und mit dem Abbruch zusam-
menhängenden Fragen informieren
kann. Sie soll aber zum Schluß der
Beratung selbst die Entscheidung
treffen können.

Sie wollen eine Indikationenlö-
sung, beider aber die Frau entschei-
det, ob eine Indikation vorliegt und
nicht ein Dritter?

Nun,ich möchte nicht auf Begriffe
festgelegt werden, die meinen Vor-
stellungen nicht gerecht werden.
Man kann nicht einfach alle Überle-
gungen mit den Begriffen Fristen-
oder Indikationenlösung beschrei-
ben. Es gibt nicht nur schwarz und
weiß in dieser Frage. Im Unterschied

zur Indikationenlösung, wie sie jetzt
in der Bundesrepublik besteht, will
ich der Frau die Entscheidung zubil-
ligen. Nur hab ich dafür noch keinen
Namen gefunden. Ich bin der Mei-
nung, daß wir Frauen nach den Spiel-
räumen suchen müssen, die uns die
Verfassung in dieser schwierigen
Frage zubilligt.

Wie ist das mit dem Beratungs-
ziel? Sie kritisieren am FDP-Ent-
wurf, daß dort der moralische Zei-
gefinger zu kurz kommt?

Was ich will, hat mit moralischem
Zeigefinger nichts zu tun. Eine acht-
zehnjährige ist ungewollt schwan-
ger, und der Freund ist weggerannt.
Oder eine Frau ist Mitte dreißig, hat
schon zwei Kinder großgezogen und
ist gerade wieder in den Beruf einge-
stiegen. Wenn diese Frauen glauben,
ein Kind nicht großziehen zu können,
dann müssen wir ihnen helfen. Das
ist auch der Auftrag aus dem Eini-
gungsvertrag. Eine Schwanger-
schaftsunterbrechung ist ja von der
seelischen Lage her kein leichter
Gang. Und gerade deshalb will ich,
daß Frauen, die sich in einer Kon-
fliktsituation zum Schwanger-
schaftsabbruch entscheiden, nicht
länger kriminalisiert werden. Denn
ich bin überzeugt, daß in den selten-
sten Fällen eine solche Entscheidung
leichtfertig gefällt wird. Aber wenn
wir eine Lösung finden wollen; die
auch verfassungsrechtlich Bestand
hat, dann muß der Gesetzgeber einen
Weg finden, der deutlich macht, daß
er den Schwangerschaftsabbruch
grundsätzlich mißbilligt, weil das
Leben — auch das Ungeborene —
grundrechtlich geschützt ist. Und
dieser Wille kommt mir im FDP-
Entwurf nicht deutlich genug zu Aus-

Neue Kohl-Dame aus dem Osten
Die neue Frauenministerin Angela Merkel machte eine politische Blitzkarriere
Mit ihren 36 Jahren ist die neue Frauen- und Jugendmi-
nisterin Angela Merkel die jüngste im Kabinett Kohl.
Die promovierte Physikerin aus der Ex-DDR hat eine
politische Blitzkarriere hinter sich: Vor der Wende par-
teilos, schloß sie sich im Herbst 1989 dem „Demokrati-
schen Aufbruch" an. Sie wurde Pressesprecherin der
Schnur-Truppe, verließ abernach dessen unrühmlichen
Abgang den Demokratischen Aufbruch gen CDU. Im
März 1990 machte sie Lothar de Maiziere zur stellver-
tretenden Regierungsprecherin. Schließlich fiel des
Kanzlers Auge wohlwollend auf die Newcomerin aus
Mecklenburg. Angela Merkel bekam vom jetzt dreige-
teilten Ministerium für Jugend, Familie, Gesundheit
und Frauen den Anteil der Jugend- und Frauenpolitik
zugeschlagen.

Zur Frauenpolitik hatte die neue Ministerin bis dato
nichts zu sagen—auch nicht zum Paragraphen 218. Da-
mit ist es jetzt vorbei. Die anstehende Neufassung des
Abtreibungsrechts zwingt die Frauenministerin dazu,
Stellung zu beziehen. Dabei ist die Neuregelung nicht
nur parteipolitisch heftig umstritten, sondern nicht zu-
letzt in den Reihen der Union selbst. Die Vorstellungen

reichen von Verschärfungen des bestehenden Para-
graph 218 — so regte der Gesundheitsexperte der CDU,
Paul Hoffacker, öffentliche Kommissionen an, die über
die Indikationen entscheiden sollen — bis zu Vorschlä-
gen wie Rita Süssmuths „dritten Weg".

Die FDP-Fraktion im Bundestag will noch im März
einen Gesetzentwurf beschließen und in den Bundestag
einbringen, der eine dreimonatige Fristenregelung mit
Zwangsberatung vorsieht. Auch die SPD arbeitet an ei-
nem eigenen Entwurf. Hintergrund der Auseinander-
setzungen ist die Vereinbarung im Einigungsvertrag,
bis Ende 1992 eine gemeinsame Neuregelung für das
Abtreibungsrecht zu finden. In den fünf neuen Bundes-
ländern gilt weiterhin die Fristenregelung der Ex-DDR,
nach der Abtreibungen in den ersten drei Monaten straf-
frei sind. Mit Familien- und Seniorenministerin Hanne-
lore Rönsch (CDU) kam es prompt zu Kompetenzstrei-
tigkeiten. Während Rönsch bei einem möglichen Bera-
tungsgesetz zum Paragraph 218 ihrer Kollegin lediglich
ein „enges Mitspracherecht" einräumen .wollte, be-
harrte die Frauenministerin auf der „gemeinsamen Fe-
derführung". > lu
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Die frauenpolitische Newcomerin Angela Merkel (CDU)

druck.
Familienministerin Rönsch sagt:

Ziel der Beratung müsse sein, „eine
Lebensperspektive für Mutter und
Kindaufzuzeigen und zu schaffen ".

Es geht darum, die gesellschaftli-
chen Möglichkeiten und Hilfen für
ein Leben mit Kindern zu verdeutli-
chen.'

Aber wie will man in einer Bera-
tung Perspektiven schaffen? Wie
soll das gehen?

Nach dem Einigungsvertrag soll
schwangeren Frauen in Konfliktsi-
tuationen die Entscheidung für das
Kind vor allem durch rechtlich gesi-
cherte Ansprüche auf soziale Hilfen
erleichtert werden.

Soll über dieses Beratungsge-
spräch, wie Rita Süssmuth vor-
schlug, ein Protokoll verfaßt und an
den Arzt weitergeleitet werden ?

Ich kenne eine solche Forderung
von Frau Süssmuth nicht. Ich glaube
auch nicht, daß dies zur Verbesse-
rung der Beratung beitragen könnte.

Sie haben in ihrem Ministerium
einen Etat von fünfzehn Millionen
D-Mark für die Frauenpolitik. Da-
mit können Sie doch gerade mal
zwei Projekte finanzieren?

Nein, es geht schon etwas mehr.
Wir unterstützen zum Beispiel die
Verbandsarbeit breit und finanzieren
darüberhinaus Modellprojekte. Bei-
spiele sind die Beratung von gewalt-
tätigen Männern und mißhandelten
Frauen, die Beratung sexuell miß-
brauchter Mädchen und die Unter-
haltung von siebzehn Beratungsstel-
len für Frauen, die nach der Famili-
enphase in den Beruf zurückkehren
wollen. Hierfür finanzieren wir auch
Wiedereingliederungshilfen. Die
Abteilung Frauen hat vor Jahren mit
3,8 Millionen D-Mark angefangen,
Jetzt sind wir bei fünfzehn Millio-
nen. Wir können ohnehin nur Mo-
dellprojekte damit fördern, denn für
die Finanzierung von Frauenhäusern
zum Beispiel sind die Bundesländer
zuständig.

Müßten nicht gerade jetzt in den
neuen Bundesländern Frauenhäu-
ser auch mit Unterstützung der
Bundesministerin aufgebaut wer-
den?

Das ist richtig. Vor der Vereini-
gung wurde von der Regierung der
DDR eine Anschubfinanzierung ge-
leistet. Ob sich das mit Bundesmit-
teln fortsetzen läßt, wird von den
weiteren Haushaltsberatungen ab-
hängen . Ich wäre sehr froh, wenn das
gelänge. Durch den verbesserten
Länderfinanzausgleich werden nun
auch die Möglichkeiten der neuen
Bundesländer wachsen. Das gilt
ebenso für die Einrichtungen zur
Kinderbetreuung.

Welche Schwerpunkte wollen Sie
angesichts des beschränkten Etats
setzen?

Frauenpolitik läßt sich nicht allein
mit Geld machen. Einer meiner

Schwerpunkte ist die Durchsetzung
eines Rechtsanspruchs auf einen
Kindergartenplatz, wie er in der
Koalitionsvereinbarung beschlossen
wurde. Eine ausreichende Zahl von
Kinderbetreuungseinrichtungen ist
ja die Voraussetzung dafür, daß
Frauen Familie und Beruf vereinba-
ren können.

Mein zweiter Schwerpunkt ist das
geplante Gleichstellungsgesetz. Das
wird ein Artikelgesetz werden.
Darin geht es um die Rechte der
Frauen am Arbeitsplatz, um den
Ausbau der Teilzeitarbeit, um das
Mitspracherecht der Betriebsräte bei
der Frauenförderung und um die
Stellung der Frauenbeauftragten.
Außerdem muß im Arbeitsförde-
rungsgesetz festgelegt werden, daß
Frauen bei Umschulungen und AB-
Maßnahmen entsprechend ihrem
Anteil an der Arbeitslosenquote be-
rücksichtigt werden.

Haben Sie sich vor ihrer Kür zur
Ministerin auch schon mit Frauen-
politik beschäftigt?

Ich habe Frauenpolitik in meinem
früheren Leben weniger auf meine
Fahnen geschrieben; ich habe sie ge-
lebt. Als Physikerin war ich in einer
klassischen Männerdomäne tätig. In
meiner Forschungsgruppe habe ich
manches Gerangel zwischen Frauen
und Männern erlebt. Ich stellte fest,
daß es mit der Akzeptanz von Frauen
manchmal schwierig ist. Aber die
Frauen selbst haben manchmal auch
Angst vor dem eigenen Mut und
schrecken vor der Verantwortung
zurück.

Welche Schlüsse ziehen Sie heute
daraus?

...daß Mädchenprojekte wichtig
sind. Man muß früh versuchen,
Mädchen für andere Berufsfelder zu
interessieren. Ich will Mädchen und
Frauen ermutigen, sich mehr zuzu-
trauen. Auf der anderen Seite muß
man natürlich versuchen, die klassi-
schen Frauenberufe aufzuwerten.

Ist nicht auch die Quote notwen-
dig?

Ich glaube, die nützt nichts. Man
muß vorher dafür werben, daß sich
mehr Frauen für den Beruf interes-
sieren. Ich lehne es ab, zu sagen: Je-
der dritte Lehrstuhlinhaber muß eine
Frau sein. Wenn es zwei gleich gute
Bewerber sind, sollte man der Frau
die Chance geben.

Ist für Sie, wie für viele Bürgerin-
nen und Bürger aus der ehemaligen
DDR „Feminismus" ein Schimpf-
wort?

Es ist kein wohlklingendes Wort.
Der Feminismus ist eine Strömung,
die aus einer Revolte heraus geboren
ist. Das finde ich erst mal gut. Dann
hat das Ganze jedoch ein Eigenleben
entwickelt und geht jetzt an der
Masse der Frauen vorbei. Ich möchte
jedenfalls Frauenministerin für
möglichst viele Frauen sein. Die Fe-
ministinnen schaffen es ganz gut,
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sich selbst zu artikulieren. Ich finde
sie interessant und wichtig, würde
mich da aber nicht zugehörig fühlen.

Suchen Sie den Kontaktzurauto-
nomen Frauenbewegung im Westen
und dem unabhängigen Frauen ver-
band im Osten?

Die Projekte der autonomen Frau-
enbewegung werden von mir geför-
dert. Mjt dem unabhängigen Frauen-
verband hatte ich viele Kontakte, als
wir gemeinsam im Haus der Demo-
kratie saßen. Jetzt treffe ich Christina
Schenk regelmäßig im Bundestags-
ausschuß für Frauen und Jugend. Für
Frauenverbandsarbeit in den neuen
Bundesländern stehen ebenfalls För-
dermittel zur Verfügung. >

Wie wollen Sie als Jugendmini-
sterin den Jugendlichen in den
neuen Bundesländern aus ihrer
Angst und Orientierungslosigkeit
helfen?

Nachdem die staatlich verordnete
Orientierung weg ist, ist jetzt ein Va-
kuum entstanden. Ich will nicht von
Bonn aus neue Orientierungen ver-
ordnen. Das muß schon von unten
wachsen. Ich bin doch keine zweite
Frau Honecker.

Reicht es aus, wenn Sie die Ju-
gendverbände unterstützen, oder
wollen sie neue Wege der Jugendar-
beit suchen?

Ich will die freien Träger unter-
stützen. Sie sind Ausdruck einer plu-
ralistischen Gesellschaft und können
Jugendlichen verdeutlichen, was
Meinungsvielfalt und Auseinander-
setzung mit Andersdenkenden heißt.
Sie leiden sehr darunter, daß sie zu
wenig Geld haben. Mit dem Bundes-
jugendplan stehen 1991 180 Millio-
nen D-Mark zur Verfügung. Wie in
der Frauenpolitik fördern wir auch
hier bundesweite Modellprojekte.
Wir fördern auch den internationalen
Jugendaustausch.

Wie wollen Sie damit Probleme
wie Jugendarbeitslosigkeit oder
Rechtsradikalismus und Gewalt un-
terjugendlichen in den Griff krie-
gen?

Ich kann hier nur auf Bewußt-
seinsbildung setzen. Ich sage immer
wieder: Die Jugendlichen in den
neuen Bundesländern sind in einer
besonders schwierigen Lage, weil
sie innerlich noch nicht so gefestigt
sind wie die Erwachsenen. Autoritä-
ten und vertraute Verhältnisse sind
weggefallen. Sie müssen jetzt Mög-
lichkeiten finden, sich wieder zu-
sammenzuschließen. Sei es um ge-
meinsam Sport zu treiben oder sich
mit ihrer gesellschaftlichen Ge-
schichte auseinanderzusetzen. Dazu
kann ich als Ministerin nur indirekt
Beiträge leisten, indem ich mich in
den Bildungs-, den Wohnungs- und
den Arbeitsbereich einmische. Die
Situation der Jugendlichen in den al-
ten Bundesländern ist zwar „bes-
ser" , aber auch immer noch weit ent-
fernt von „gut".


